
           		                             Auf den Punkt gebracht

      Ohne EVP politisch heimatlos
  Wenn es die EVP nicht gäbe, wäre ich politisch heimatlos. Das ist 

meine volle Ueberzeugung nach mehr als 44jähriger Parteitä-
tigkeit auf allen Stufen. Ich begann, bevor ich das Stimmrecht 

hatte. Meine Wahl fiel auf die EVP, weil es mir ein zentrales Anlie-
gen war und ist, aufgrund biblischer Werte die Gesellschaft zu 
beeinflussen, positive Entwicklungen zu fördern und negati-

ve zu bremsen. Biblische Werte wie Verantwortung für die Schöpfung, Nächstenlie-
be, Lebensschutz, Verantwortung für alle anvertrauten Güter und damit auch für die 
materiellen, sind auf kommunaler, kantonaler und auf Bundesebene umzusetzen. 
Als Christen haben wir den Auftrag, Pflöcke 
zu setzen und gleichzeitig mitzuhelfen, dass 
lösungsorientiert Entscheidungen für das 
Wohl der Gemeinschaft getroffen werden. 

 

Aktuelle Termine 

Montag 29. Oktober  08:15 Uhr   
Kantonsratssitzung   
Regierungsgebäude Herisau 

Sonntag 25. November
Nationaler Abstimmungstag

Montag 26. November 08:15 Uhr
Kantonsratssitzung
Regierungsgebäude Herisau

Mittwoch 5. Dezember  17:00 Uhr
Einwohnerratssitzung
Gemeindehaus Herisau 1. Stock

Einwohnerratssitzungen, sowie Kantons-
ratssitzungen sind öffentlich und können 
von Besuchern mitverfolgt werden.
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Heiner Studer, 
Präsident der EVP 
der Schweiz

Handlungsbedarf

  ms/ Die AHV braucht Geld! Die Zahl der Studien zur AHV-Finanzierung ist gross. Alle 
haben jedoch etwas gemeinsam: sie prophezeien der AHV eine düstere Zukunft. Die 
Tendenz ist nicht bestritten, der Zeitpunkt bis die finanzielle Schieflage eintritt und die 
allfälligen Gegenmassnahmen, gehen je nach Herkunft oder Auftraggeber der Studien 
auseinander.
Die neuste Studie des BAK Basel (im Auftrag des Bundesamts für Sozialversicherung) gibt 
eine ganze Auswahlsendung von möglichen Lösungsansätzen:
• Schrittweise Erhöhung des AHV-Alters auf 70 Jahre oder
• Lohnbeiträge von insgesamt 8.4% auf 11.3% erhöhen oder
• Anteil Mehrwertsteuer zu Gunsten der AHV von 1 auf 3.8% erhöhen oder
• Renten jährlich um 0.4 bis 0.5% senken.
Nun, diese Lösungsansätze sind wohl weder verlockend noch politisch durchsetzbar. 
Bereits kleinste Veränderungen haben in den letzten Jahren die eine oder andere AHV-
Reform zum Scheitern gebracht. Jede Lösung oder jede Kombination einer Lösung 
würde auf erbitterten Widerstand der Wirtschaft (höhere Beiträge/Steuern) oder der 
Gewerkschaften (Senkung der Renten, Erhöhung des AHV-Alters) stossen.
Die Reform der Erbschaftssteuer ist ein probates Mittel um die finanzielle Schiefla-
ge auf viele Jahre hinaus zu korrigieren. Mit den zusätzlichen Einnahmen von ca. 2 Milli-
arden Franken pro Jahr könnte ein wesentlicher Beitrag zur Gesundung der AHV geleistet 
werden.

Unser aller Beitrag
Warten wir also nicht, bis die düsteren Prognosen eintreffen, sondern werden wir jetzt 
aktiv! Als Beilage finden Sie einen Unterschriftenbogen zur Volksinitiative für eine Erb-
schaftssteuerreform zugunsten der AHV. Unterschreiben Sie selber (falls dies noch nicht 
erfolgt ist), sprechen sie Nachbarn, Freunde und Bekannte an. 
 

Zum Schmunzeln...
Miller, ein den Medien gegenüber skeptischer Politiker, wird 
beim Betrachten der frei laufenden Schweine auf einem tier-

freundlichen Bauernhof fotografiert. "Aber nicht dass ihr mir 
dann:  Miller in seinem Element oder sonst was Unange-
brachtes als Bildlegende publiziert!", warnt er die Journalis-

ten. Am kommenden Tag war unter dem Bild in der Zeitung 
zu lesen: " Miller 2. v. l."



Erbschaftssteuerreform
Leitartikel

Neu
Editorial

40 Milliarden verschenkt
 
Milliarden-Panik vor der Erbschaftssteuer – so titelte der Tagesanzeiger Ende letzten Jah-
res und machte publik, dass allein schon der Gedanke an die Reform der Erbschaftssteuer 
bei vielen Vermögenden eine wahre Schenk-Orgie ausgelöst hat. Aufgrund der Notariats-
gebühren sind allein im Kanton Zürich in der zweiten Jahreshälfte Liegenschaften und Ver-
mögen im Umfang von mindestens 10 Milliarden Franken (10'000'000'000.--) verschenkt 
worden. Heiner Studer (Präsident der EVP) und geistiger Vater der Erbschaftssteuer-Initiati-
ve rechnet, dass schweizweit 40 – 50 Milliarden Franken verschrieben wurden.

Optimieren bis zum Tod!	
Noch bevor die Initiative zur Erbschaftssteuerreform eingereicht ist, setzen Vermögende 
also alles daran, ihre Abgaben an den Staat möglichst klein zu halten oder sogar ganz zu 
verhindern. Es wird also einmal mehr optimiert was das Zeug hält. Nachdem diese Gruppe 
in den letzten Jahren durch diverse Steuerreformen bereits stark entlastet wurde, scheint 
sich nicht Genügsamkeit zu entwickeln. Im Gegenteil. Aus Angst, vielleicht später einmal 
Erbschaftssteuer bezahlen zu müssen, wird das angehäufte Vermögen bereits zu 
Lebzeiten vererbt oder verschenkt. Dies muss man sich einmal genau 
überlegen: damit ich auf meinem Ersparten, nach meinem Tod, 
nicht Steuern bezahlen muss, gebe ich es weg. Nun, ich habe 
noch von keinem Verstorbenen gehört, der Angst 
hat vor dem Steuern zahlen. Bis jetzt war ich 
immer der Meinung, dass das letzte Hemd kei-
ne Taschen hat.

Schenken aus Liebe oder Angst?
Es ist durchaus sinnvoll, bereits zu Lebzeiten vorhandenes Vermögen zu vererben bzw. zu 
verschenken. So könnte der Schenker auch miterleben, wie sein Geschenk in der nächs-
ten Generation Früchte trägt. Wenn dies geschieht, um die nächste Generation bei einem 
grösseren Projekt finanziell zu unterstützen, ist z.B. eine Schenkung ein gutes Mittel. Wenn 
dabei die Liebe zum Antrieb wird, könnte aus einem solchen Akt sogar viel Gutes (Segen) 
entstehen. Wenn jedoch die Angst Antrieb ist, geht wahrscheinlich auch diese Gesinnung 
auf den Empfänger über.

Handeln aus Verantwortung!
Nun, ob die Erbschaftssteuerreform überhaupt Wirklichkeit wird, wissen wir nicht. Aus 
unserer Verantwortung gegenüber der nächsten Generation sind wir gefragt: Einerseits 
dadurch, dass sich jeder Einzelne überlegen muss, wie und mit welchen Motiven er oder 
sie ein allenfalls vorhandenes Vermögen weitergeben soll. Andererseits durch einen akti-
ven Einsatz bei der Sammlung von weiteren Unterschriften zur dringend nötigen Reform 
der Erbschaftssteuern.

Liebe Leserin, lieber Leser

Was uns Menschen u.a. 
Gott ähnlich macht, ist 
die Fähigkeit, kreativ zu 
sein.  Die menschliche 

Kreativität kann in einer 
Art Verspieltheit grün-
den, einem Bedürfnis 
nach anderen Aus-

drucksformen entspringen, oder auch ganz 
klar dem Wunsch, resp. der Notwendigkeit 
folgen, etwas früher Geschaffenes zu ver-
bessern. Dies wiederum unterscheidet den 
Menschen von Gott.
Konkret stand der Wunsch nach mehr Infor-
mationsraum, nach einer guten Leserlichkeit 
und einem zeitgemässen gefälligen Auftritt 
der Tatsache Pate, dass Sie nun ein „neues“ 
Akzente in ihren Händen halten. 
Wir danken an dieser Stelle auch der EVP-
Thurgau, die uns das Layout ihres Informa-
tionsblattes als Basis für unser neues Akzente 
zur Verfügung gestellt hat.
„Relaunch“ heisst das in der Fachsprache, - 
ein Neustart. Das ist es aber nur äusserlich. 
Den Zielen und Werten der evangelischen 
Volkspartei, dem Informationswunsch der 
lokal und kantonal engagierten Volksver-
treter, Parteimitglieder und Freunde, bleiben 
wir treu. Neu ist indessen, dass da und dort 
etwas mehr Platz bleibt, sich auszudrücken, 
eine Haltung zu begründen, Freude am Mit-
politisieren oder mindestens Mitdenken und 
Mitbeten zu wecken.
Und nicht zuletzt hoffen wir auch, dass es 
Freude macht, das „Akzente“  und die EVP wei-
terzuempfehlen.
In dem Sinne wünschen wir ein motivieren-
des Kosten der aktuellen,  akzentuierten Infor-
mationen.   

                     Egon Graf
   Redaktionsleitung

Mathias Steinhauer 
Co-Präsident EVP-AR
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Steuergesetz, Teilrevision, 1.Lesung 
mh/ Der Kantonsrat hat in seiner ers-
ten Lesung die Gesetzesrevision, welche 
Aufgrund einer Motion der FDP erar-
beitet wurde, mit grossem Mehr verab-
schiedet. 
Neben dem Ausgleich der kalten Pro-
gression (dem eigentlichen Anliegen der 
Motion) hat sich der Regierungsrat dazu 
entschieden, weitere bundesrechtliche 
Vorgaben in diese 
Vorlage zu integrie-
ren. Darunter auch 
den steuerlichen 
Abzug von Drittbe-
treuungskosten der 
Kinder. 
Interessanterweise 
gab aber vor allem 
das Thema Eigen-
betreuungsabzug 
zu diskutieren. 
(siehe Protokoll:  www.ar.ch/kantonsrat/)
Der Aufforderung von verschiedenen 
Vernehmlassungsteilnehmern, einen 
Eigenbetreuungsabzug zu prüfen, ist 
der Regierungsrat nicht gefolgt. Statt-
dessen versuchte er mit einem Gutach-
ten, welches in einem ganz anderen 
Zusammenhang geschrieben wurde, 
eine Verfassungswidrigkeit zu suggerie-
ren.
Diverse Kantonsräte sind der Ansicht, 
dass mit dieser Steuergesetzrevision kei-
ne Familienpolitik betrieben werden 
soll. Es scheint, als  falle für einige Parla-
mentarier der Fremdbetreuungsabzug 
nicht unter Familienpolitik, der Eigen-
betreuungsabzug jedoch schon! Kon-
sequenterweise hätten sie ja auch den  
Fremdbetreuungsabzug zurückweisen 
müssen.
Von verschiedener Seite wurde mit der 
aktuellen finanziellen Lage des Kantons 
argumentiert. Die Entschuldigung 'jetzt 
noch nicht', ist nach vielen Jahren des 
Aufschiebens aufzugeben. Andere Kan-
tone wie z.B. der Kanton Zug beweisen, 
dass es anders geht und auch mit dem 
Recht vereinbar ist. Dort werden Fami-
lien wirksam entlastet, welche Betreu-
ungsform sie auch immer wählen.
Für die EVP ist es absolut zentral, dass 
bei der steuerlichen Entlastung von 
Familien Wahlfreiheit herrscht: Der Staat 
darf auf keinen Fall Elternpaare begüns-
tigen, die beide einer Arbeit nachgehen 

und ihre Kinder extern betreuen lassen.

Wir geben die Hoffnung nicht auf, dass 
einerseits die Regierung die Eigen- und 
Fremdbetreuung in die Vorlage integriert 
und andererseits der Kantonsrat mit einem 
starken Zeichen der Solidarität für alle Famili-
en eine Steuergesetzrevision verabschiedet, 
welche alle Familienmodelle gleich behan-
delt.

                                                  Martin Hostettler

Unser Kantonsrat berichtet:
 “Du wirst dich sicher noch für die tradi-
tionelle Familienform und für den Eigen-
betreuungsabzug einsetzen“ hat mich 
ein Ratskollege in der Pause der letz-
ten Kantonsratssitzung herausgefordert. 
„Unterstützst Du mich dabei ?“ frage ich 
zurück. „Nein, ich möchte keine zusätzli-
chen Abzüge“ war seine Antwort.
In der Politik ist nur derjenige erfolgreich, 
welcher Mehrheiten für seine Anliegen 
gewinnen kann. Dabei zeigt sich immer 
wieder, dass es Ansichten und Über-
zeugungen, die auf christlichen Werten 
basieren, besonders schwer haben und 
manchmal sogar fast erstickt werden. 
Ich sehe den Auftrag als „Christ in der 
Politik“ darin, in Fraktion und Parlament 
meine Position zu vertreten, obwohl 
ich damit manchmal als Einzelkämp-
fer agiere. Die Feststellung, dass andere 
Ratsmitglieder dies von mir als EVP-Ver-

treter erwarten, 
bestärkt mich in 
diesem Tun.

Martin Hostettler 
Kantonsrat
Herisau

  Im Kanton Aargau stehen im Okto-
ber Grossratswahlen an. Damit säumen 
wieder unzählige Portraits die Strassen-
ränder und Plakatsäulen.
Um sich für die Grossratswahlen etwas 
von den vielen Plakaten mit Köpfen 
abzuheben, liess sich die EVP Aargau  
etwas Besonderes einfallen :
Statt Portraits markige Sprüche, wie z.B. 
zur Familienpolitik , die auch ihnen ein 
Herzensanliegen ist.
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Herausgepickt
  Aus dem Protokoll der letzten Kantons-
ratssitzung : 
Regierungsrat K. Frei: "In Ergänzung 
zur Motion, haben wir in die Vorla-
ge aufgenommen, dass es nicht nur 
beim Tarif einen Progressionsaus-
gleich geben soll, sondern dass 
die Sozialabzüge (...) das sind der 
Versicherungsabzug, der Zweit-
verdienerabzug und der Drittbe-
treuungsabzug – ebenfalls einem 
Automatismus unterstellt werden 
sollen. Wir sind diesbezüglich weiter 
gegangen, als es die Motion vorsah (...)  
Weiter haben wir die Vorlage mit etwas 
angereichert, das politisch nicht gefor-
dert wurde, wovon wir aber wissen, 
dass wir im (...) Schweizerischen Ver-
gleich sehr schlecht positioniert sind: 
Es geht um den Spendenaufwand. 
Dieser soll für natürliche und juristi-
sche Personen neu zu 20 % geltend 
gemacht werden können .
Was wir ebenfalls aufgenommen 
haben, ist der Parteispendenabzug 
von 10’000 Franken, welcher pro Steu-
ererklärung geltend gemacht werden 
kann."  

Kantonale Politik
Aus dem Kantonsrat



 

         
  Nicht alle Verschärfungen des Asylgeset-
zes kann die EVP unterstützen, mindestens 
wehrt sich die CVP/EVP-Fraktion erfolgreich 
gegen die Abschaffung des Familienasyls. 
Im Sinne der EVP ist die Anhebung des 
Rahmenkredites für die Entwicklungszu-
sammenarbeit. Angestrebt werden aber 
gemäss den Milleniumszielen 0,7% des 

Bruttonationalein-
kommens. 
Mit den Stimmen der 
EVP lehnt der NR die 
Poststelleninitiati-
ve ab, er vertraut auf 
gute Alternativlösun-
gen.
Das neue Raumpla-
nungsgesetz ist nun 
umsetzungsreif und 

erfreut auch die EVP, da endlich mit einer 
Mehrwertabschöpfung etwas gegen die 
leichtfertigen Neueinzonungen unternom-
men ist.
Für die EVP ist es ein ethisches Ziel, dass 
zukünftig keine unversteuerten Geld-
er mehr in die Schweiz gelangen. Mit der 
Abgeltungssteuer werden diesbezügli-
che Altlasten bereinigt. Doch dieses The-
ma wird noch manche Sitzungsstunden 
beherrschen.

Vorstösse im Nationalrat:
   Im Zusammenhang mit der Petition 
„Recht ohne Grenzen“ will Nationalrätin 
Maja Ingold (EVP, ZH) mit einer Interpellati-

Asylgesetz, Raumplanung, Abgeltungssteuer, Eigenmietwert

Regionale Politik
Aus dem Einwohnerrat

Bettagskonferenz der EVP 2012
   eg/ An der 7. Bettagskonferenz der EVP  
Schweiz in Aarau ging es um christli-
che Weltanschauungen in der Poli-
tik. Die Referentinnen und Referenten 
waren sich einig, dass mit dem wach-
senden Bedürfnis nach Orientierung, 
die Bedeutung verschiedener Weltan-
schauungen steige. Man müsse sich 
ihrer aber bewusst sein und sie im poli-
tischen Prozess transparent machen.
Es gibt keine Politik, der nicht eine 
Weltanschauung zu Grunde liegt. Dies 
ist mitunter ein kräftiges Argument für 
Parteien, die nicht nur christliche Werte, 
sondern auch christliche Ziele in ihrem 
Parteiprogramm haben!

NR Maja Ingold

on vom Bundesrat wissen, ob er die Ver-
antwortung von Multis mit Sitz in der 
Schweiz für die Durchsetzung von Men-
schen- und Umweltrechten bei ihren Toch-
tergesellschaften im Ausland anerkenne.
Transparenz im Rohstoffhandel
  In der EU und den USA müssen Firmen neu 
alle Zahlungen an Staatsrepräsentanten 
in Rohstoffförderländern offenlegen. Maja 
Ingold regt mit einer Frage an den Bundes-
rat an, dies in der Schweiz ebenfalls einzu-
führen.

Vernehmlassungen:
  Da die Zweitwohnungsinitiative in ihre-
re Ausgestaltung, entgegen dem durch 
das Volksmehr beschlossenen Initiativtext  
nun  in ihrer Wirksamkeit beschnitten wer-
den soll, wehrt sich auch die EVP in der Ver-
nehmlassung gegen solche Tendenzen.

Zukunft der 2. Säule
  Die EVP nimmt Stellung zum Bericht zur 
Zukunft der 2. Säule. Sie misst der Sicher-
heit der Sozialwerke und der Solidarität zwi-
schen den Generationen hohe Bedeutung 
zu. Aufgrund der höheren Lebenserwar-
tung wird eine Senkung des Umwand-
lungssatzes leider unausweichlich. Auch die 
Anhebung des Rentenalters muss zumin-
dest diskutiert werden. Schliesslich muss 
die Problematik der exorbitant hohen Ver-
waltungskosten zwingend angegangen 
werden. 

Fraktionsarbeit
  rc/Seit anfangs Juni ist das überarbeite-
te Geschäftsreglement für den Einwoh-
nerrat in Kraft. Für uns als kleine Partei 
mit drei Vertretern im Einwohnerrat ist 
das Thema Fraktionen wohl das Ein-
schneidenste.  Bis anhin gab es im Ein-
wohnerrat keine offiziellen Fraktionen. 
Die bereits seit längerer Zeit bestehen-
de Zusammenarbeit mit der CVP hatte 
mehr einen informellen Charakter.
Die im Reglement vorgeschriebene 
Mindestgrösse von vier Mitgliedern for-

derte uns nun heraus,  die bisherige 
Zusammenarbeit mit der CVP zu über-
denken. Gespräche unter den Präsidi-
en zeigten, dass eine Zusammenarbeit 
auch weiterhin sinnvoll und für bei-
de Seiten gewinnbringend ist. So wur-
de in einer gemeinsamen Sitzung die 
Zusammenarbeit neu definiert und 
Fragen des Auftretens geklärt. Sowohl 
uns wie auch der CVP war es ein Anlie-
gen, gemeinsam stark zu sein, aber 
auch unsere Eigenständigkeit nicht zu 

verlieren. So wollen wir grundsätzlich 
mit einem EVP/CVP-Votum auftreten. 
Sind aber die Haltungen sehr unter-
schiedlich, wird sich auch zukünftig 

jede Partei bereits im Ein-
tretensvotum individuell 
dazu äussern. 

Regula Compér
Einwohnerrätin
Herisau

Blick nach Bern
Was bewegen unsere Nationalrätinnen

Nägel mit Köpfen
  Nationalrätin Marianne Streiff (EVP, BE) will 
den Eigenmietwert abschaffen. Sie reich-
te eine entsprechende Motion ein. Die  letz-
te Volksabstimmung hat gezeigt, dass die 
Zeit reif ist für einen Systemwechsel. Wer die 
Schulden auf seinem Haus abzahlt, soll nicht 
länger bestraft werden.“
Es herrsche breite Einigkeit, dass der Eigen-
mietwert überholt sei und abgeschafft 
gehöre.  Ihre Motion entspreche weit-
gehend dem Kompromissvorschlag des 
Bundesrates, den dieser als indirekten 
Gegenvorschlag zur Initiative „Sicheres 
Wohnen im Alter“ vorgeschlagen habe. 
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